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Stellungnahme Teilrevision des Raumplanungs- und Baugesetzes 

(Modernisierungen von Quartierplanungen) 

 

Sehr geehrter Herr Regierungsrat Reber 

Sehr geehrter Herr Wehren 

 

Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Die EVP Baselland macht davon gerne Gebrauch. 

Mit einer einfacheren Änderung bzw. Aufhebung von Quartierplänen sind wir grundsätzlich einverstanden. 

Dies weil es offenbar so ist, dass sehr viele nicht umgesetzte Quartierpläne älter als 20 Jahre sind.  In der 

Folge unsere Stellungnahme zu einzelnen Aspekten: 

Art. 43 Eigentumsverhältnisse Abs. 1 Zonen mit Quartierplanpflicht 

Art. 43 Eigentumsverhältnisse Abs. 2 Zonen ohne Quartierplanpflicht 

Wenn die beteiligten Grundeigentümer keine gemeinsame Regelung der Rechte und Pflichten finden, könn-

te gemäss Vorschlag ein Eigentümer, der mind. 2/3 der Fläche besitzt, beliebig viele andere Eigentümer 

überstimmen. Uns ist nicht bekannt, wie oft das vorkommt, dass es keine Einigung gibt. Mit einer Abschaf-

fung des doppelten Quorums sind wir einverstanden. Grundeigentümer mit wenig Landanteil würden 

dadurch deutlich schlechter gestellt. Deshalb erachten wir eine Mehrheit von 3/4 der Fläche als besseren 

Kompromiss. 

Art. 46 Aufhebung 

Mit der Änderung sind wir einverstanden. 

Art. 47 Änderung Aufhebung und Überprüfung eines Quartierplans 

Abs.1 b Änderung: Neu kann der Einwohnerrat oder die Gemeindeversammlung einen Quartierplan ohne 

Zustimmung der Eigentümer ändern. 

Wir gehen davon aus, dass die Eigentümer mit einer Änderung in der Regel einverstanden sind, wenn neue 

Umstände auftreten, die beim Erlass noch nicht bekannt sind. Wir wissen nicht, wie oft das wirklich ein 

Problem ist. Wenn die Grundeigentümer bereits am Planen sind und eine Änderung gegen den Willen der 

Grundeigentümer wesentliche Mehrkosten verursacht oder ein Projekt verunmöglicht wird, müssten die 
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Grundeigentümer für die bereits angefallenen Kosten entschädigt werden.  Eine Änderung wäre sonst wi-

der Treu und Glauben. 

Abs. 2 Aufhebung eines Quartierplans 

Punkt 1 Dass mit der Aufhebung die Zonenvorschriften erlassen werden ist sinnvoll. 

Punkt 3 «Wird mit der Realisierung nicht innerhalb von 5 Jahren seit der Genehmigung des Quartierplans 

begonnen, kann er von der Gemeinde aufgehoben werden. » 

Die Frist von 5 Jahren erachten wir definitiv als zu kurz. Sind mehrere Parteien vorhanden oder gibt es Ein-

sprachen, kann eine Realisierung viel länger dauern. Wir schlagen vor, dass innerhalb von 10 Jahren mit der 

Planung begonnen werden muss. 

Art. 47a altrechtliche Überbauungspläne 

Diese sollen gleichbehandelt werden wie die Quartierpläne. Damit sind wir einverstanden. 

Da es offenbar viele nicht umgesetzte Überbauungspläne gibt, die älter als 20 Jahre sind, stellt sich die Fra-

ge, ob eine Gemeinde unmittelbar mit dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes das Aufhebungsprozedere 

starten kann oder ob es eine Übergangsfrist braucht.  

Sollten bereits Kosten z.B.  für die Erschliessung angefallen sein, müsste die Grundeigentümerschaft ent-

schädigt werden, wenn eine Überbauung infolge Aufhebung des QP nicht umgesetzt werden kann. 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


